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II.

Geltungsbereich

§ 2

(1) Diese Verordnung gilt für
— staatliche und wirtschaftsleitende Organe,
— volkseigene Kombinate und Betriebe der Kombinate,
— volkseigene Betriebe und ihnen gleichgestellte Betriebe,
— staatliche Einrichtungen und Einrichtungen' der volks­

eigenen Wirtschaft,
— Organisationen und Betriebe im Verantwortungsbereich 

des Verbandes der Konsumgenossenschaften der DDR
(nachfolgend Betriebe genannt).

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung, mit Ausnahme 
des § 10, gelten entsprechend auch für sozialistische Genossen­
schaften sowie deren Betriebe und Einrichtungen.

§3

(1) Betriebliche Erholungseinrichtungen im Sinne dieser 
Verordnung sind Betriebserholungsheime und Bungalows, die 
sich in der Rechtsträgerschaft der Betriebe befinden. Für die 
von den Betrieben auf vertraglicher Grundlage genutzten 
Quartiere und anderen Kapazitäten zur ständigen .oder zeit­
weisen Durchführung von Erholungsurlaub sind die Bestim­
mungen über betriebliche Erholungseinrichtungen in dieser 
Verordnung entsprechend anzuwenden.

(2) Zu den betrieblichen Erholungseinrichtungen zählen 
nicht die Erholungseinrichtungen der gesellschaftlichen Orga­
nisationen und bewaffneten Organe sowie die staatlichen Ein­
richtungen für die Feriengestaltung und Touristik der Kinder 
und Jugendlichen einschließlich der zentralen Pionierlager.

(3) Schulungsheime und Gästehäuser der Betriebe unter­
liegen den Bestimmungen dieser Verordnung, wenn sie für 
die Erholung der Werktätigen genutzt werden. Das gleiche 
gilt für Betriebsferienlager, die außerhalb der Schulferien für 
Erholungszwecke vorgesehen sind.

III.

Die Nutzung 
der betrieblichen Erholungseinrichtungen

§4

(1) Die Betriebe sind verpflichtet, die Planung und Nutzung 
der betrieblichen Erholungseinrichtungen nach den staatlichen 
Bewirtschäftungs-, Nutzungs- und Arbeitskräftenormativen 
vorzunehmen.

(2) Die Leiter der Betriebe und die Betriebsgewerkschafts­
leitungen vereinbaren im Betriebskollektivvertrag die Nut­
zung der betrieblichen Erholungseinrichtungen und die vor­
gesehene Verwendung der Mittel des Kultur- und Sozial­
fonds für die Erhaltung und Bewirtschaftung.

(3) Die Planung und Bilanzierung der Arbeitskräfte sowie 
der Schulabgänger zur Berufsausbildung für betriebliche Er­
holungseinrichtungen hat entsprechend den Rechtsvorschriften 
zu erfolgen.

(4) Die Leiter der Betriebe haben Voraussetzungen zu 
schaffen, daß die betrieblichen Erholungseinrichtungen in den 
sozialistischen Wettbewerb der Erholungseinrichtungen im 
jeweiligen Territorium einbezogen werden können. Sie ge­
währleisten, daß die Leiter und Mitarbeiter der betrieblichen 
Erholungseinrichtungen an den vom Feriendienst der Ge­
werkschaften organisierten Arbeitsberatungen und Erfah­
rungsaustauschen teilnehmen.
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§5

(1) Betriebliche Erholungseinrichtungen sind vorrangig für 
den Erholungsurlaub der Werktätigen des Betriebes ein­
schließlich ihrer Familien zu nutzen. Die Belegungszeiten 
der betrieblichen Erholungseinrichtungen für die Urlauber­
betreuung sind durch den Leiter des Betriebes in Überein­
stimmung mit den für das Territorium geltenden Normativen 
mit der Betriebsgewerkschaftsleitung zu vereinbaren. Die 
Nutzung betrieblicher Erholungseinrichtungen hat kontinuier­
lich über die gesamte Belegungszeit zu erfolgen.

(2) Die Nutzung der betrieblichen Erholungseinrichtungen 
für den Urlauberaustausch zwischen Betrieben sozialistischer 
Länder ist unter Einhaltung der dafür geltenden Bestimmun­
gen möglich.

(3) Betriebliche Erholungseinrichtungen können als Be­
triebsferienlager genutzt werden, wenn den Betrieben für die 
Kinder- und Jugenderholung keine anderen zweckentspre­
chenden Einrichtungen zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 
können die betrieblichen Erholungseinrichtungen außerhalb 
der planmäßigen Belegungszeiten für die Durchführung von 
prophylaktischen Kuren unter Berücksichtigung der dafür 
geltenden Bestimmungen sowie für Lehrgänge, Tagungen und 
für die Wochenenderholung genutzt werden.

§ 6  '

(1) Die Vergabe der Ferienplätze der Betriebe an die Werk­
tätigen erfolgt durch die Betriebsgewerkschaftsleitungen zu­
sammen mit den Ferienplätzen des Feriendienstes der Ge­
werkschaften entsprechend den Verteilungsgrundsätzen des 
Bundesvorstandes des FDGB. Dabei hat der Anteil der Arbei­
ter zu allen Reisezeiten mindestens der sozialen Zusammen­
setzung’ des Betriebes zu entsprechen. Die-im Schichtsystem 
arbeitenden Werktätigen sind vorrangig zu berücksichtigen. 
Die Familienerholung ist besonders zu unterstützen. Die 
Arbeiterveteranen sind in die Verteilung der Ferienplätze 
einzubeziehen.

(2) Auf der Grundlage von Vereinbarungen zwischen den 
Betriebsgewerkschaftsleitungen können innerhalb eines Kom­
binates Ferienplätze anderen Kombinatsbetrieben, die keine 
oder geringe eigene Erholungsmöglichkeiten haben, zur Ver­
fügung gestellt werden. '

IV.

Zusammenarbeit der Betriebe bei der Nutzung 
ihrer Erholungseinrichtungen mit dem FDGB, 

den örtlichen Staatsorganen und anderen Betrieben

§7 ‘

(1) Die Betriebe sind verpflichtet, das erforderliche Niveau 
der Betreuung der Urlauber in den betrieblichen Erholungs­
einrichtungen zu sichern und alle Möglichkeiten zur Unter­
stützung des Feriendienstes der Gewerkschaften und der ört­
lichen Staatsorgane bei der Betreuung und Versorgung der 
Urlauber im Territorium zu nutzen. Hierzu haben die Be­
triebe aktiv an der territorialen Rationalisierung mitzuwir­
ken.

(2) Die Betriebe haben vor Bestätigung der Jahresvolks­
wirtschaftspläne die zu nutzenden Kapazitäten und die Ge­
samtzahl der zu betreuenden Urlauber in den betrieblichen 
Erholungseinrichtungen mit den örtlichen Räten abzustim­
men.

(3) Die Betriebe sind verpflichtet, mit dem Feriendienst der 
Gewerkschaften sowie mit den staatlichen Organen und Be­
trieben des Territoriums Vereinbarungen zur effektiven Nut­
zung der Erholungseinrichtungen einschließlich der sozialen, 
kulturellen, sportlichen und gastronomischen Einrichtungen


